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Die Forderung der EU-Kommission 
nach strengeren Eigenkapitalanforde-
rungen für Pensionsfonds und Pensi-
onskassen (Stichwort: „Solvency-II“) 
wird mit der Aufgabe der Kommission 
begründet, für die Solvenz, analog die 
der Versicherer, zu sorgen. Die demo-
grafische Entwicklung betreffe die  
Pensionsfonds und -kassen unisono, 
da diese versicherungsähnlich biome-
trische Risiken abdecken.

Notwendigkeit und Einsicht?

Der diesbezüglich in den letzten Wo-
chen aufkeimende Sturm der Entrüs-
tung zeigt deutlich, dass in politischen 
aber auch in weiten Marktkreisen das 
elementare Verständnis über die haf-
tungsbegründenden Sicherheitsmecha-
nismen der betrieblichen Altersversor-
gung (bAV) und deren Konsequenzen 
auf die Solvabilitätsvorschriften (§ 114 
Versicherungsaufsichtsgesetz) nicht 
ausreichend verstanden werden. Die 
folgenden Ausführungen sollen zum 
weiteren Verständnis beitragen.

Arbeitsrechtliche Verankerung/ 
Haftungsübernahme

Leistungen der betrieblichen Altersver-
sorgung (bAV) können in Deutschland 
ausschließlich vom Arbeitgeber anläss-
lich eines Arbeitsverhältnisses an den 
Arbeitnehmer zugesagt werden (§ 1 
Abs. 1 S. 1 Gesetz zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung, 
kurz: BetrAVG). Unabhängig von der 
Wahl eines der fünf Durchführungswe-
ge der bAV haftet der Arbeitgeber je-
doch stets für die von ihm zugesagten 
Leistungen (sogenannte Subsidiärhaf-
tung nach § 1 Abs. 1 S. 3 BetrAVG). 

Zugesagte Pensionsansprüche der be-
trieblichen Altersversorgung basieren im 
arbeitsrechtlichen Grundverhältnis auf 
einer besonderen vertraglichen Rechts-
grundlage über einen sogenannten 
Rechtsbegründungsakt (Uckermann/
Fuhrmanns, NZA 2011, 138). Dies ent-
spricht der arbeitgeberseitigen Verpflich-
tungserklärung, durch die die jeweilige 

Versorgungszusage arbeits- beziehungs-
weise zivilrechtlich begründet wird.

Gesetzlicher Insolvenzschutz 

Der von der EU-Kommission für die 
geplante Richtlinie als Handlungsmaxi-
me unterstellte Verbraucherschutz ist in 
Deutschland schon seit 1974 durch das 
Betriebsrentengesetz als sogenanntes 
Arbeitnehmerschutzgesetz geregelt. 
Nach § 14 Abs. 1 BetrAVG wurde als 
Träger der gesetzlichen Insolvenzsiche-
rung der Pensions-Sicherungs-Verein 
VVaG (PSV) festgelegt und sogleich der 
Aufsicht durch die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungen sowie den Vor-
schriften des Versicherungsaufsichtsge-
setzes unterworfen. Der PSV hat seine 
Leistungsfähigkeit seit Jahrzehnten be-
wiesen (zuletzt Insolvenzverfahren „Ar-
candor“). Sollte er aufgelöst werden 
oder die Aufsichtsbehörde seine Erlaub-
nis widerrufen beziehungsweise un
tersagen, ist die Kreditanstalt für  
Wiederaufbau gesetzlicher Träger der 
Insolvenzsicherung. Dabei ist ein zweck-
gebundener Fonds zu bilden, der aus-
schließlich zur Deckung der gesetzli-
chen Insolvenzsicherung Beitragsmittel 
analog des PSV erhebt, welche nicht für 
sonstige Verbindlichkeiten der Bank haf-
ten darf (vergleiche § 14 Abs. 3 S. 3 
und 4 BetrAVG). Dieser gesetzlich  
untermauerte Schutzmechanismus für 
gesetzlich unverfallbare (vergleiche  
§ 1 b BetrAVG) Versorgungsansprüche 
ist europa- und auch weltweit einzigar-
tig und unterstreicht die Bedeutung der 
bAV für den deutschen Gesetzgeber. 
Der Versorgungsberechtigte hat nach  
§ 7 BetrAVG einen eigenen Rechtsan-
spruch in Höhe der Versorgungsleistun-
gen, welche der Arbeitgeber zu erbrin-
gen hätte, wenn das Insolvenzverfahren 
nicht eröffnet worden wäre (Prinzip der 
akzessorischen Haftung). Der Rechts-
anspruch besteht sogar völlig unabhän-
gig von der Beitragsleistung des insol-
venten Arbeitgebers aufgrund öffent-
lich-rechtlicher Verpflichtung (vergleiche 
§ 10 Abs. 1 BetrAVG). Einen besseren 
Verbraucherschutz kann sich der Versor-
gungsberechtigte nicht wünschen.

Vom Schutzcharakter des BetrAVG ab-
weichend, hat der Gesetzgeber An
sprüche aus Direktversicherungs- und 
Pensionskassenzusagen aus der gesetz-
lichen Insolvenzsicherung ausgeschlos
sen (vergleiche § 8 Abs. 1 BetrAVG). 
Begründet wird dies mit dem unmittel-
baren Rechtsanspruch des Versorgungs-
berechtigten gegen den Lebensversi-
cherer oder die Pensionskasse. Obwohl 
dies auch auf Pensionsfondszusagen 
zutrifft, hat der Gesetzgeber Ansprüche 
aus diesbezüglichen Versorgungszusa-
gen nicht von der gesetzlichen Insol-
venzsicherung ausgeklammert, da  
den Pensionsfondsanbietern wesentlich 
größere Freiräume zur Kapitalanlage 
seitens der Finanzaufsicht zugebilligt 
wurden. Gestattet wurde für Pensions-
fondszusagen die Reduzierung der Be-
messungsgrundlage für die Beitrags-
pflicht nach § 10 Abs. 3 Nr. 4 BetrAVG 
auf 20 Prozent.

Konsequenzen

Die Forderung der EU-Kommission 
nach stärkerer Eigenkapitalhinterlegung 
auch für EbAV ist aus Sicht des europa-
weit zu gewährenden Verbraucher-
schutzes konsequent. Die Drohungen 
deutscher Bedenkenträger, die zusätz-
lichen Eigenmittelanforderungen führen 
zu mittelfristig zusätzlichen Kosten sei-
tens der deutschen Anbieter, mit der 
Folge der Einschränkung freiwilliger 
Zusagen, verkennt die arbeitsrechtliche 
Realität der bAV. Sofern die deutschen 
Pensionskassen- und Pensionsfondsan-
bieter sich zusätzlichen Eigenmittelan-
forderungen verschließen, müssten 
diese der Einbeziehung der diesbezüg-
lichen Versorgungsanwartschaften in die 
gesetzliche Insolvenzsicherung konse-
quenterweise auch zustimmen.
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